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Verbandsanhdrung zum Entwurf des Gesetzes zur Anderung
des Bayerischen Waldgesetzes

Von:

An:

Betreff:

Sehr geehrte Damen und Herren,

als Anhang erhalten Sie unsere Anmerkungen zum Entwurf des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen
Waldgesetzes.

Wir bitten um Weiterleitung an Herrn Amtschef Bittimayer.

Mit freundlichen GriiRen
Christine Kadow
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Bayerisches Staatsministerium fir Erndhrung,

Landwirtschaft, Forsten und Tourismus

Herr Ministerialdirektor

Hubert Bittimayer

LudwigstraBe 2 Datum: 22.05.2025
80539 Miinchen

Per Mail: amtschef.buero@stmelf.bayern.de

lhr Zeichen, lhre Nachricht vom Unser Zeichen, unsere Nachricht vom

Z6-7711-1/233 vom 17.04.2025

Verbandsanhérung zum Entwurf des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen
Waldgesetzes

Sehr geehrter Herr Bittimayer,

wir bedanken uns fir die Méglichkeit, im Rahmen der Verbandsanhérung unsere Anmerkungen
zum Entwurf des Gesetzes zur Anderung des Bayerischen Waldgesetzes vorbringen zu kénnen.

Vorweg teilen wir mit, dass der Bayerische Bauernverband im Bayerischen Lobbyregister unter
der Registernummer DEBYLT01D2 eingetragen ist. Geschéaftsgeheimnisse oder im Einzelfall &hn-
lich schutzwiirdige persdnliche Informationen stehen aus unserer Sicht einer Verdffentlichung un-
serer Stellungnahme nicht entgegen.

Zum Gesetzentwurf zur Anderung des Bayerischen Waldgesetzes zur Wiederherstellung der
Handlungsfahigkeit altrechtlicher Waldkérperschaften haben wir folgende Anmerkungen:

Der Bayerische Bauernverband begrtiBt den Gesetzentwurf zur Regelung der Rechtsverhéltnisse
der altrechtlichen Waldkoérperschaften. Die Gesetzesénderung erdffnet diesen die Méglichkeit,
ihre Handlungsféahigkeit wiederherzustellen. Dies ist angesichts der groBen Herausforderungen
des Waldschutzes und Waldumbaus im Zeichen des Klimawandels dringend erforderlich, um die
Walder dauerhaft zu erhalten und den wertvollen Rohstoff Holz nachhaltig nutzen zu kénnen.

Den mindestens 1000 altrechtlichen Waldkérperschaften mit Gber 26.000 ha Waldflache muss das
rechtliche Handwerkszeug zur Verfigung gestellt werden, um ihre rechtlich komplexe Situation
auf die heute gultigen rechtlichen Grundlagen (v.a. BGB) unter umfassender Beachtung der Eigen-
tumsrechte anpassen zu kénnen.
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Damit die Gesetzesanderung ihre gewlnschte Wirkung moglichst weitgehend erreichen kann,
wird es nach deren Inkrafttreten erforderlich sein, dass Staatsregierung und Forstverwaltung die
altrechtlichen Waldkdrperschaften und ihre Mitglieder bei der Durchflihrung der notwendigen
formellen und praktischen Schritte bspw. mit ministeriellen Schreiben und Informationen (Merk-
blatter, Checklisten etc.) unterstiitzen. Dariiber hinaus sind besondere InformationsmaBnahmen
seitens der unteren Forstbehdrden angeraten, unter Einbindung der forstwirtschaftlichen Zusam-
menschlisse, der Forstwirtschaftlichen Vereinigungen und der den Grundbesitz vertretenden Ver-
bande. Der Bayerische Bauernverband bietet hier seine Mitwirkung an. Dartber hinaus erachten
wir eine Evaluierung drei Jahre nach Inkrafttreten der Gesetzes&nderung fur sinnvoll.

Zu Gesetzentwurf Art. 30 Aufgebotsverfahren

Die Handlungsfahigkeit vieler altrechtlichen Waldkoérperschaften ist oftmals eingeschrankt (v.a.
Beschlussfassung), weil aktuell nicht alle Mitglieder erreichbar sind oder ihr Aufenthaltsort unbe-
kannt ist. Die Gesetzesdnderung ermdglicht nun mit Hilfe des Aufgebotsverfahrens eine rechts-
sichere Klarung der Mitgliedschaften und damit deren Rechte. Dieser fiir die Wiederherstellung
der Handlungsféhigkeit zentrale Schritt wird begriBt.

Die im Art. 30 Abs. 2 vorgesehene Antragsberechtigung der altrechtlichen Waldkérperschaften,
jedes Mitglieds der altrechtlichen Waldk&rperschaften sowie der unteren Forstbehdrde erachten
wir fir sachgerecht. Eine Ausweitung des Kreises der Antragsberechtigten halten wir flir nicht er-
forderlich und nicht zielfihrend.

Auch die Antragsberechtigung der unteren Forstbehérde ist sinnvoll, weil damit ggf. Grundstlcke,
die aufgrund nicht mehr zu ermittelnder Mitglieder quasi herrenlos sind, wieder in eine geregelte,
ordnungsgemaBe Waldbewirtschaftung Gberfihrt werden kénnen.

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Glaubhaftmachung der zur Begriindung des Antrags erforder-
lichen Tatsachen gegenliber dem fur das Aufgebotsverfahren zustdndigen Amtsgericht ist unseres
Erachtens sachgerecht. Die nach den allgemeinen zivilrechtlichen Beweisregeln mit Frei- und
Strengbeweis bestehenden Handlungsmaoglichkeiten erméglichen es dem Amtsgericht, das Er-
messen entsprechend auszuiiben.

Die im Art. 30 Abs. 3 formulierten Folgen eines rechtskraftigen AusschlieBungsbeschlusses sind
sehr schwerwiegend und endgultig. Zum Schutz der grundgesetzlich geschuitzten Eigentums-
rechte sind an den AusschlieBungsbeschluss hohe Anforderungen zu stellen. Das im Gesetzent-
wurf formulierte Aufgebotsverfahren mit den dazugehdrigen Schritten ist das Ergebnis einer Ab-
wagung zwischen der Wahrung der Eigentumsrechte einerseits und der Wiederherstellung der
Handlungsfahigkeit der altrechtlichen Waldkérperschaften andererseits. Zu diesen Verfahrens-
schritten zahlt insbesondere die geforderte Glaubhaftmachung der Antragsgriinde, insbesondere
dass die Identitat des Mitglieds unbekannt ist und nicht mit zumutbarem Aufwand ermittelbar war.

Die im Gesetzentwurf enthaltene Regelung, wonach mit der Auflésung der altrechtlichen Waldkér-
perschaft automatisch deren Vermbgen an den Freistaat Bayern féllt, bitten wir jedoch nochmals
eingehend zu hinterfragen. SchlieBlich stammen die Rechte der altrechtlichen Waldkérperschaften
historisch gesehen aus verschiedensten Rechtsverhéltnissen. So ware zu prifen, ob die Rechte
nicht den Kommunen zuzuweisen wéren, in denen die altrechtlichen Waldkdrperschaften belegen
sind. Allerdings sollte die Zuweisung unter den Vorbehalt die Annahme durch die Kommune ge-
stellt werden.
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Zu Gesetzentwurf Art. 31 Errichtung einer Satzung durch eine altrechtliche Waldkérper-
schaft

Das im Gesetzentwurf standardisierte, detaillierte Verfahren tber das Recht zur Einberufung einer
Mitgliederversammlung durch ein Mitglied erachten wir fir sachgerecht. Dies gilt ebenso fur die
formulierten Mindestanforderungen an eine zu errichtende Satzung. Darauf aufbauend kénnen die
altrechtlichen Waldkdrperschaften erganzende individuelle Satzungsregelungen treffen.

Neben der Verdffentlichung der Einladung als Anzeige im Staatsanzeiger erachten wir es jedoch
mit Blick auf die hohen Anforderungen, die bei Eingriffen in das Eigentumsrecht zu stellen sind, fur
erforderlich, dass die Einladung zusétzlich im Amtsblatt der belegenen Gemeinde und ggf. der an-
grenzenden Gebietskdrperschaften mit Bezug zur altrechtlichen Waldkdrperschaft verdffentlicht
wird. Denn die Hauptbetroffenheit der (potenziellen) Mitglieder altrechtlicher Waldkérperschaften
wird dort sein, wo sie belegen ist. Zudem zeigen die Praxiserfahrungen, dass die Amtsblatter der
Gemeinde bei den Birgern im Allgemeinen eine hohe Aufmerksamkeit erfahren.

Die im Art. 31 Abs. 2 des Gesetzentwurfes formulierten Regelungen lber die Beschlussfassung
sind klar und zielgerichtet und erleichtern damit den Akteuren ein rechtssicheres Vorgehen. Die
Regelungen sind unseres Erachtens praxisgerecht.

Fur Ruckfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfligung.

Mit freundlichen GriiBen

/ il 77
C4l von Buftler”
Generalsekretar

-

g

S



	Verbandsanhörung zum Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Bayerischen Waldgesetzes
	2025-05-22_Bittlmayer_Stellungnahme_BBV_BayWaldG_22052025_final.pdf

